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Sehr geehrter Herr Roters,

ats Bürgerin der Stadt Kötn stetle ich, Christine Reinicke, den Antrag auf
nachfotgende Beschtussfassung durch den Rat der Stadt Kötn.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Kötn tehnt die Abkommen TTIP, CETA und TISA ab. Es handett
sich bei diesen Abkommen um bi- und pturitaterate Handetsverträge, die die
Gestattungsmögtichkeiten von Städten und Gemeinden und ihrer Bürger und
Bürgerinnen nachhattig einschränken könnten und in erster Linie den lnteressen von
multinationaten Konzernen dienen. Diese Verträge stetten einen massiven Eingriff
in die kommunate Selbstverwaltung dar.

Die Stadt Kötn wird diese abtehnende Haltung in geeigneter Weise gegenüber der
Landes- und Bundesregierung sowie dem Europäischen Parlament deuttich machen
und sich in den kommunaten Spitzenverbänden dafür einsetzen, dass diese sich
ebenfatts gegen den Abschtuss bzw. die Ratifizierung der Handelsverträge
positionieren. Sie wird darüber hinaus ihre Mögtichkeiten nutzen, die öffenttichkeit
über ihre ablehnende Hattung zu den Freihandetsabkommen TTIP, CETA und TiSA zu
informieren.

Begründung:
Demokratie und Transparenz
Die Verhandlungen zu atlen drei Abkommen fanden und finden ats
Geheimverhandtungen statt - unter Ausschluss der Öffenttichkeit. Nicht einmal die
EU-Abgeordneten haben uneingeschränkten Zugang zu den Dokumenten. Und
obwohl Städte und Kommunen direkt betroffen sind, werden die kommunaten
Spitzenverbände (Städte- und Gemeindetag, sowie Landkreistag) nicht in die
Verhandtungen eingebunden. Dies entspricht nicht den demokratischen Standards.

Vietmehr muss die Einbeziehung in die Verträge so frühzeitig erfolgen, dass die
Gestattun gsfähigkeit gegeben ist.

Daher fordern wir die Veröffenttichung atter Verhandlungsdokumente, sowie die
Einbeziehung in die Verhandlungen. Dies fordern wir für TTIP, CETA und TiSA.
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lnvestitionsschutz für Konzerne
Bei TTIP und CETA erhatten internationate Konzerne ein Sonderktagerecht gegen
demokratisch beschtossene Gesetze. Die Klagen werden vor privaten
Schiedsgerichten verhandett. Diese stetten eine Parattetjustiz dar, die grundtegende
Prinzipien des Rechtsstaates untertäuft und Konzerne mächtiger macht ats
demokratisch gewähtte Regierungen. Der Bundesverband der mittelständischen
Wirtschaft sieht sich hierdurch benachteitigt und die Rechtsstaattichkeit in Europa
ausgehebett und lehnt daher den geptanten lnvestitionsschutz strikt ab.

Auch Beschtüsse von Gemeinden können Antass für sotche Ktagen sein. Dies würde
dazu führen, dass sich die potitischen Gremien von Städten und Gemeinden bei
jedem Beschluss übertegen müssten, ob sie eventuetl die Gewinnerwartung eines
Konzerns schmätern würden und somit eine Ktage gegen den Staat austösen
könnten.

Kommunale Daseinsvorsorge, öffenttiches Beschaffungswesen
ln den Abkommen wird geregett, wetche Dienstteistungen von den Städte uncj
Gemeinden erbracht werden dürfen und wetche dem Wettbewerb untertiegen
müssen. Dies kann nahezu atte bisher öffenttichen Dienstteistungen umfassen. Die
EU schtießt bisher nur hoheittiche Bereiche aus. Das bedeutet, dass z.B. Bereiche
wie Wasserversorgung, Bitdung, Kuttur, Gesundheitsleistungen oder Nahverkehr
verstärkt für Privatisierungen geöffnet werden könnten. Zudem wird die
Bevorzugung regionat tätiger Anbieter bei öffenttichen Aufträgen erschwert bzw.
verunmögticht, da von einem bestimmten Schwettenwert an Aufträge nicht nur EU-
weit, sondern auch im Land des Vertragspartners ausgeschrieben werden müssen.
Hiermit wird die Handtungsautonomie der Kommunen drastisch eingeschränkt.

Standstilt- und Ratchet-Klausel
Die Abkommen enthatten sowoht die Standstitt- (Stittstand) wie auch die
Ratchetktausel (Sperrktinke). Die Stittstandsktausel legt fest, dass nach Einigung auf
einen Status der Liberatisierung dieser nie wieder aufgehoben werden darf. Die
SperrktinkenktauseI besagt, dass zukünftige Liberalisierungen eines Sektors
automatisch zu neuen Vertrags-verpftichtungen werd'en. Ein staattiches
Unternehmen (wie etwa die Stadtwerke), das einmal von einem privaten lnvestor
gekauft wurde, könnte so niemats wieder rekommunatisiert werden.

Es hat sich in jüngster Vergangenheit gezeigt, dass - aus guten Gründen - zahtreiche
Privatisierungen öffentticher Güter wieder rückgängig gemacht wurden. Die
Abkommen würden die Rückführung einmaI privatisierter Leistungen in die
öffenttiche Hand für immer unmöglich machen.

Living Agreement und Rat für Regulatorische Kooperation
Die EU-Kommission ptant die Etabtierung eines "Regutierungsrates", in dem EU- und
US-Behörden mit Konzern-Lobbyisten zusammenarbeiten, um Regutierungs-
maßnahmen zu diskutieren und gegebenenfatts Standards zu lockern, tange bevor
Partamente diese Vorschtäge zu sehen bekommen.

Das Abkommen sott ats "lebendes Abkommen" verabschiedet werden, was nichts
anderes bedeutet, ats dass sich die Verhandtungspartner auf ein altgemeines
Rahmenabkommen einigen und die Detaits (2.8. Absenkung der Standards) dann in
einem Ausschuss (im Nachhinein) weiterverhandetn. Att dies geschieht am
Europapartament vorbei und entzieht sich dadurch jegticher demokratischen
Kontrotle.
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